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 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Kapitalanleger 

Ertragsteuerliche Behandlung von 
Kryptowährungen 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein Schreiben zur 
ertragsteuerlichen Behandlung von Kryptowährungen ver-
öffentlicht. Das BMF erläutert viele technische Begriffe und 
geht auf die Zuordnung zu den einzelnen Einkünften ein, 
wobei auch vereinzelt die bilanzielle Erfassung dargestellt 
wird. 

Hintergrund: Seit geraumer Zeit gibt es virtuelle Währun-
gen wie z. B. Bitcoin, die in der Praxis zwar als Zahlungs-
mittel akzeptiert werden, aber keine offizielle Währung 
darstellen. 

Wesentlicher Inhalt des BMF-Schreibens: 

Das BMF erläutert in einem zehnseitigen Abschnitt die 
Fachbegriffe wie z. B. Proof of work, Forging, Masternode, 
Wallets, ICO, UTXO, Lending oder Hard Fork. 

Hinweis: Wer diese Begriffe kennt, wird durch das BMF-
Schreiben nichts Neues lernen. Wer diese Begriffe noch 
nicht kennt, wird vermutlich auch nach der Lektüre des 
BMF-Schreibens nicht schlauer sein. 

Für bilanzierende Steuerpflichtige gelten nach dem 
Schreiben die folgenden Grundsätze: 

n Die einzelnen Einheiten virtueller Währungen und die 
sonstigen Token sind nicht abnutzbare materielle Wirt-
schaftsgüter, die mit ihren Anschaffungskosten zu be-
werten sind. 

n Die Anschaffungskosten ergeben sich aus dem Markt-
kurs im Zeitpunkt der Anschaffung. Hierzu kann auf 
den Börsenpreis digitaler Börsen oder auf den Markt-
preis, wie er sich von Handelsplattformen oder aus In-
ternetlisten ergibt, zurückgegriffen werden. Falls die 
Ermittlung der individuellen Anschaffungskosten nicht 

möglich ist, darf eine Bewertung mit den durchschnittli-
chen Anschaffungskosten erfolgen. 

n Die Zuordnung zum Anlage- oder Umlaufvermögen 
hängt davon ab, ob die Kryptowährung dauerhaft dem 
Betrieb zu dienen bestimmt ist (dann Anlagevermö-
gen) oder aber wieder verkauft werden soll (dann Um-
laufvermögen). Dementsprechend ist die Kryptowäh-
rung in der Bilanz als Finanzanlage (Anlagevermögen) 
oder als sonstiger Vermögensgegenstand (Umlaufver-
mögen) auszuweisen. 

 Hinweis: Ausführungen zu einer möglichen Teilwertab-
schreibung enthält das BMF-Schreiben nicht. Die Zu-
lässigkeit einer Teilwertabschreibung hängt nach dem 
Gesetz davon ab, dass der Wert voraussichtlich dau-
ernd gemindert ist. 

Durch die Veräußerung, Verwendung oder sog. Blo-
ckerstellung können steuerpflichtige Einkünfte erzielt 
werden: 

n Gehört die Kryptowährung zum Betriebsvermögen, 
wird jede Betriebsvermögensmehrung als Gewinnein-
künfte besteuert; zu gewerblichen Einkünften kommt es 
auch, wenn der Steuerpflichtige ausschließlich im Be-
reich der Kryptowährung nachhaltig und mit Gewinner-
zielungsabsicht tätig wird. 

n Bei einer Einnahmen-Überschussrechnung werden 
die Anschaffungskosten für die Kryptowährung erst im 
Zeitpunkt des Zuflusses des Veräußerungserlöses als 
Betriebsausgaben berücksichtigt. 

n Gehört die Kryptowährung zum Privatvermögen, kann 
die Veräußerung der Kryptowährung zu einem Spekula-
tionsgewinn führen. Dabei gilt eine Spekulationsfrist von 
einem Jahr. Ein Spekulationsgewinn bleibt steuerfrei, 
wenn der Gesamtgewinn aus allen Spekulationsge-
schäften dieses Jahres weniger als 600 € beträgt. 

Hinweis: Nach jedem Tausch beginnt eine neue einjäh-
rige Spekulationsfrist. 

Hinweis: Das BMF-Schreiben gilt für alle offenen Fälle. 
Das Schreiben bindet nur die Finanzverwaltung, nicht aber 
die Finanzgerichte. 
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Alle Steuerzahler 

Maßnahmen des zweiten 
Entlastungspaketes der Bundesregierung 
Bundestag und Bundesrat haben diverse Maßnahmen 
beschlossen, die u. a. steuerliche Entlastungen mit sich 
bringen. 

Hintergrund: Am 27.4.2022 haben sich die Koalitionsfrak-
tionen auf ein Maßnahmenpaket geeinigt, um die Folgen 
der Corona-Pandemie und des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine für die Bevölkerung abzufedern (sog. 
Entlastungspaket II). Die geplanten Maßnahmen sind in 
diverse Gesetzgebungsverfahren eingeflossen, die nun von 
Bundestag und Bundesrat final verabschiedet wurden. 

Anbei ein kurzer Überblick über die wesentlichen Rege-
lungen: 
Energiepreispauschale: Erwerbstätige, Selbständige und 
Gewerbetreibende erhalten eine einmalige Energiepreis-
pauschale von 300 €. Die Auszahlung erfolgt über die 
Lohnabrechnung des Arbeitgebers. Selbständige erhalten 
einen Vorschuss über eine einmalige Senkung ihrer Ein-
kommensteuer-Vorauszahlung. Empfänger von Versor-
gungsbezügen (Beamtenpensionäre) sowie Rentner (falls 
keine Einkünfte aus Landwirtschaft, Gewerbebetrieb, frei-
beruflicher Tätigkeit oder als Arbeitnehmer vorliegen) erhal-
ten die Pauschale dagegen nicht. 

Kinderbonus: Für jedes Kind, für das Anspruch auf Kin-
dergeld besteht, gibt es einen Einmalbonus von 100 €. Die 
Zahlung erfolgt ab Juli 2022 und wird auf den steuerlichen 
Kinderfreibetrag angerechnet. 

Einmalzahlung für Empfänger von Sozialleistungen: Die 
bereits beschlossene Einmalzahlung für Empfänger von 
Sozialleistungen für Juli 2022 wird auf 200 € verdoppelt. 

Befristete Einführung eines 9-Euro-Tickets: In den Mo-
naten Juni, Juli und August kann jeder für jeweils neun 
Euro monatlich den öffentlichen Nahverkehr bundesweit 
nutzen. Die konkrete Ausgestaltung des ermäßigten Ti-
ckets obliegt den Ländern und Kommunen, die für den 
öffentlichen Nahverkehr zuständig sind. 

Absenkung der Energiesteuer auf Kraftstoffe: Ebenfalls 
für die Monate Juni bis August wird die Energiesteuer auf 
Kraftstoffe auf das europäische Mindestmaß abgesenkt. 
Die Steuerentlastung für Benzin beträgt damit rund 30 Cent 
je Liter, für Diesel rund 14 Cent je Liter, für Erdgas rund 6 
Cent je Kilogramm und für Flüssiggas (LPG) etwa 12,66 
Cent je Liter. 
Darüber hinaus wurden noch weitere Maßnahmen be-
schlossen. Dies sind im Einzelnen: 

n Höherer Arbeitnehmer-Pauschbetrag: Der Arbeit-
nehmerpauschbetrag bei der Einkommensteuer wird 
rückwirkend zum 1.1.2022 um 200 € auf 1.200 € ange-
hoben. 

n Anhebung des Grundfreibetrages: Steigen wird auch 
der Grundfreibetrag für 2022 von derzeit 9.984 € um 

363 € auf 10.347 € – ebenfalls rückwirkend zum 
1.1.2022. 

Frühere Erhöhung der Pendlerpauschale: Schließlich 
wird zur Entlastung von gestiegenen Mobilitätskosten die 
bis 2026 befristete Anhebung der Entfernungspauschale für 
Fernpendler ab dem 21. Kilometer rückwirkend zum 
1.1.2022 auf 38 Cent ebenso vorgezogen wie die Anhe-
bung der Mobilitätsprämie für Geringverdiener. 

Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer 
Die steuerliche Berücksichtigungsfähigkeit der Kosten für 
ein häusliches Arbeitszimmer setzt nicht voraus, dass 
das Arbeitszimmer für die berufliche Tätigkeit erforder-
lich ist. Es genügt, wenn für die berufliche oder betriebliche 
Tätigkeit entweder kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht oder wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen oder beruflichen Betätigung bildet. 

Hintergrund: Die Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer 
sind nach dem Gesetz nur absetzbar, wenn entweder für 
die betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Ar-
beitsplatz zur Verfügung steht – der Abzug ist dann auf 
1.250 € beschränkt – oder wenn das Arbeitszimmer den 
Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen 
Betätigung bildet; in dem zuletzt genannten Fall ist der 
Abzug der Kosten unbeschränkt möglich. 

Sachverhalt: Die Klägerin war eine Stewardess, die zu-
sammen mit ihrem Ehemann im gemeinsamen Einfamilien-
haus wohnte. Im Streitjahr 2013 war sie insgesamt an 134 
Tagen auf Flügen im In- und Ausland tätig. Sie machte 
1.250 € für die Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers in 
dem gemeinsamen Einfamilienhaus geltend. Finanzamt 
und Finanzgericht der ersten Instanz erkannten die Kosten 
nicht an, da ihrer Auffassung nach das Vorhalten eines 
Arbeitszimmers wegen des geringen Anteils der Heimarbeit 
der Klägerin nicht erforderlich sei. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) hält einen 
steuerlichen Abzug der Kosten grundsätzlich für möglich 
und hat die Sache zur weiteren Prüfung an das Finanzge-
richt (FG) zurückverwiesen: 

n Voraussetzung für die Abziehbarkeit der Kosten für ein 
häusliches Arbeitszimmer ist, dass für die berufliche 
oder betriebliche Tätigkeit entweder kein anderer Ar-
beitsplatz zur Verfügung steht oder dass das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieb-
lichen oder beruflichen Betätigung bildet. Das Ge-
setz verlangt dagegen nicht, dass das Arbeitszimmer 
für die berufliche oder betriebliche Tätigkeit erforderlich 
oder notwendig ist. 

n Der Gesetzgeber unterstellt typisierend, dass die Auf-
wendungen für ein häusliches Arbeitszimmer (nahezu) 
ausschließlich beruflich bzw. betrieblich veranlasst sind, 
wenn die o. g. Voraussetzungen vorliegen, also kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht oder das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der gesamten Tätigkeit 
darstellt. Der Gesetzgeber wollte Streitigkeiten über die 
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Notwendigkeit eines häuslichen Arbeitszimmers gerade 
vermeiden. 

n Das FG hat daher zu Unrecht die Abziehbarkeit der 
geltend gemachten Kosten mit der Begründung ver-
neint, das häusliche Arbeitszimmer sei für die berufliche 
Tätigkeit als Stewardess nicht notwendig. 

Hinweise: Der BFH hat die Sache an das FG zurückver-
wiesen. Das FG muss nun prüfen, ob das Arbeitszimmer 
tatsächlich (nahezu) ausschließlich beruflich genutzt wurde. 
Ist dies der Fall, kann die Klägerin die Kosten in Höhe von 
1.250 € abziehen. Ein Abzug ist hingegen nicht möglich, 
wenn die Klägerin das Arbeitszimmer auch privat genutzt 
hat und diese private Mitnutzung nicht ganz untergeordnete 
Bedeutung hatte. Bislang steht nicht fest, welche berufli-
chen Tätigkeiten die Klägerin überhaupt zu Hause verrich-
tet hat. 

Leistungen eines Sportvereins 
Ein Golfclub, der Leistungen gegen gesondertes Entgelt 
erbringt, kann sich nicht auf die Umsatzsteuerfreiheit nach 
europäischem Recht berufen. Er kann hinsichtlich der Teil-
nahmegebühren für Golfturniere auch nicht die deutsche 
Umsatzsteuerfreiheit für sich beanspruchen, wenn er eine 
sog. Einrichtung mit Gewinnstreben ist, weil in seiner Sat-
zung nicht geregelt ist, dass das Vereinsvermögen im Fall 
der Auflösung des Vereins für gemeinnützige Zwecke zu 
verwenden ist. 
Hintergrund: Nach deutschem Umsatzsteuerrecht sind 
Entgelte für die Teilnahme an sportlichen Veranstaltungen, 
die von gemeinnützigen Vereinen durchgeführt werden, 
umsatzsteuerfrei. Nach dem europäischen Umsatzsteuer-
recht sind hingegen Entgelte für bestimmte Dienstleistun-
gen, die in einem engen Zusammenhang mit dem Sport 
stehen, umsatzsteuerfrei, wenn der Sport von einer Einrich-
tung angeboten wird, die kein Gewinnstreben hat. 

Streitfall: Der Kläger ist der nicht gemeinnützige Golfverein 
Schloss Igling e.V., dessen Mitglieder einen Jahresbeitrag 
von ca. 1.000 € sowie eine Aufnahmegebühr von einmalig 
ca. 200 € zahlen. Die Satzung des Vereins enthielt keine 
Regelung, nach der das Vereinsvermögen im Fall der Auf-
lösung des Vereins für gemeinnützige Zwecke verwendet 
werden muss. Der Verein erzielte im Jahr 2011 Einnahmen 
aus der Gebühr für die Platznutzung (sog. Greenfee), 
Startgelder für die Teilnahme an Turnieren, Gebühren für 
die Nutzung von Ballautomaten und Caddys sowie aus 
dem Verkauf eines Golfschlägers, insgesamt ca. 78.000 €. 
Diese Einnahmen behandelte das Finanzamt als umsatz-
steuerpflichtig und verlangte von dem Verein Umsatzsteu-
er. 

Entscheidung: Der BFH verneint eine Umsatzsteuerfrei-
heit und hat die Klage des Vereins abgewiesen: 

n Ein Sportverein kann sich nicht unmittelbar auf die Um-
satzsteuerfreiheit nach europäischem Recht berufen. 
Denn danach sind nur „bestimmte“ Leistungen im 
Sportbereich steuerfrei. Dies bedeutet, dass die endgül-
tige Entscheidung darüber, welche Leistungen umsatz-

steuerfrei sind, vom jeweiligen nationalen Gesetzgeber, 
z. B. vom deutschen Gesetzgeber, getroffen werden 
müssen; dies verhindert, dass ein Verein sich unmittel-
bar auf die europäische Umsatzsteuerbefreiung berufen 
kann. 

n Auch die deutsche Umsatzsteuerfreiheit steht dem 
Verein nicht zu. Denn hierfür wäre bei Auslegung der 
deutschen Regelung unter Berücksichtigung des euro-
päischen Umsatzsteuerrechts erforderlich, dass der 
Verein eine Einrichtung ohne Gewinnstreben ist. 
Dies setzt aber eine entsprechende gemeinnützige 
Satzung voraus, die u. a. regelt, dass im Fall der Auflö-
sung des Vereins das Vereinsvermögen für gemeinnüt-
zige Zwecke verwendet wird. Diesen Anforderungen 
genügte die Satzung des Vereins im Jahr 2011 nicht, 
sondern erst im Jahr 2016. 

n Die Regelung für Kleinunternehmer kam für den Verein 
aufgrund der Höhe seiner Umsätze nicht in Betracht. 

Hinweise: Der BFH ändert seine Rechtsprechung, nach-
dem er im Streitfall den Europäischen Gerichtshof angeru-
fen hatte und dieser eine unmittelbare Berufung auf das 
europäische Umsatzsteuerrecht abgelehnt hat. Bislang ließ 
der BFH es zu, dass sich ein deutscher Sportverein unmit-
telbar auf die Steuerbefreiung nach dem europäischen 
Recht beruft; dies ist nun nicht mehr möglich. 

Handelt es sich bei dem Verein um eine Einrichtung ohne 
Gewinnstreben, steht ihm nach deutschem Recht die Um-
satzsteuerfreiheit für Teilnahmegebühren an sportlichen 
Veranstaltungen zu. Diese Voraussetzung dürfte beim 
Kläger für den Zeitraum ab 2016 erfüllt sein, soweit er Golf-
turniere durchführt und hierfür Gebühren vereinnahmt. Für 
die weiteren streitigen Leistungen wie die Greenfee oder 
die Miete für die Nutzung des Ballautomaten oder der Cad-
dys gibt es keine Umsatzsteuerfreiheit nach deutschem 
Recht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

_____________________________________________________ 

Alle Beiträge in dieser Mandanten-Information haben wir nach 
bestem Wissen zusammengestellt. Die Angaben erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall selbstverständlich nicht ersetzen. 


